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Tagesordnungsantrag Nr. 1  

zum Gesetzentwurf Nr. 25/XVI 

„Nachtragshaushalt der Autonomen Region Trentino-Südtirol für die Haushaltsjahre 2020-2022“ 

 

Die durch Covid-19 verursachte Wirtschaftskrise machte die Bereitstellung von beträchtlichen 

Geldmitteln auf örtlicher, gesamtstaatlicher und europäischer Ebene notwendig. Auf 

gesamtstaatlicher Ebene sind zwecks Bewältigung der Krise 3 Gesetzesdekrete erlassen worden: 

das Dekret Nr. 18 vom 17. März 2020 „Maßnahmen zur Stärkung des nationalen 

Gesundheitsdienstes und zur wirtschaftlichen Unterstützung von Familien, Arbeitnehmern und 

Unternehmen im Zusammenhang mit dem epidemiologischen Notstand durch COVID-19“, das so 

genannte „Dekret „Cura-Italia“, mit dem Geldmittel im Ausmaß von 25 Milliarden Euro 

bereitgestellt worden sind; das Dekret Nr. 23 vom 8. April 2020 „Dringende Maßnahmen auf dem 

Sachgebiet des Kreditzugangs und der steuerlichen Obliegenheiten für Unternehmen, 

Sonderbefugnisse in strategischen Bereichen sowie Maßnahmen im Bereich der Gesundheit und der 

Arbeit, der Verlängerung der Verwaltungs- und Prozessfristen“, auch als „Liquiditätsdekret“ 

bekannt, mit dem unverzüglich eine Liquidität im Ausmaß von 400 Milliarden Euro geschaffen 

worden ist und schließlich das Gesetzesdekret Nr. 34 vom 19. Mai 2020 „Dringenden Maßnahmen 

im Bereich Gesundheit, Arbeits- und Wirtschaftsförderung sowie Sozialpolitik im Zusammenhang 

mit dem epidemiologischen Notstand aufgrund von Covid-19“, als Neustart-Dekret bekannt, das 

öffentliche Investitionen im Ausmaß von 55 Milliarden Euro vorsieht, was dem Ausmaß zweier 

Haushaltsgesetze entspricht. 

Da es für den Erfolg der Neustart-Maßnahmen als grundlegend erachtet wird, dass schnell 

gehandelt wird, sind auf Verwaltungsebene die Kontrollen und Überprüfungen hinsichtlich der 
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Verfahren für den Zugang zu den Krediten und den von der öffentlichen Hand zur Verfügung 

gestellten Mitteln gelockert worden. Demgegenüber haben verschiedene angesehene Stellen darauf 

hingewiesen, dass die Gefahr von möglichen Einflussnahmen durch das organisierte Verbrechen bei 

den Vergaben, öffentlichen Bereitstellungen und – ganz allgemein - des leichteren Eindringens der 

Mafia in das gesunde Wirtschaftsgeflecht des Landes angesichts des gigantischen Einsatzes von 

öffentlichen Geldern und der Notwendigkeit, diese zügig auszuzahlen, besteht. 

Am 10. April 2020 hat die Innenministerin, Luciana Lamorgese, den Präfekten der Republik, den 

Regierungskommissären der autonomen Provinzen Trient und Bozen und dem Präsidenten der 

Regionalregierung des Aostatales ein Rundschreiben mit folgendem Betreff übermittelt: „Covid-19 

Notstand. Überwachung des sozialen und wirtschaftlichen Unbehagens und Vorbeugung und 

Bekämpfung von kriminellen Machenschaften und jeder Form der Illegalität“ Die Ministerin hat 

sich einerseits dafür ausgesprochen, den Erfordernissen der Unternehmen in der derzeitigen 

komplexen Lage die notwendige Aufmerksamkeit zu schenken, andererseits aber auch die legale 

Wirtschaft vor den Versuchen krimineller Einflussnahmen zu schützen, wobei sie im Besonderen 

den Vertretern des Staates nahe legte, „bei Konflikten als Vermittler einzustehen und zum Schutz der 

bürgerlichen, sozialen, politischen und wirtschaftlichen Rechte, einschließlich jenes der freien 

Wirtschaftsinitiative, die angesichts der derzeitigen schwierigen Lage noch mehr Gefahr einer 

Konditionierung durch die Mafia läuft, tätig zu werden.“ (Rundschreiben des Innenministeriums 

mit dem Titel „Notlage durch Covid-19, Überwachung des sozialen und wirtschaftlichen 

Unbehagens und Maßnahmen zur Vorbeugung und Bekämpfung von kriminellen Machenschaften 

und jeder Form der Illegalität” – 10. April 2020).  

Am 10. April 2020 hat die Italienische Notenbank den italienischen Kreditinstituten eine 

Empfehlung zukommen lassen, der Folgendes zu entnehmen ist: „Angesichts der Möglichkeiten, 

welche sich durch die derzeitige Krise für die Wirtschaftskriminalität bieten, wird darauf 

hingewiesen, dass die Intermediäre von der Kundschaft auch weiterhin die Einhaltung aller von 

den Bestimmungen auf dem Sachgebiet der Geldwäsche vorgesehenen Verpflichtungen verlangen 

müssen“. („Empfehlung der Italienischen Notenbank zu den Themen betreffend die Maßnahmen zur 

Unterstützung der Wirtschaft, die von der Regierung aufgrund des Covid-19 Notstandes erlassen 

worden sind“ – 10. April 2020). 

Am 12. April hat der Antimafiastaatsanwalt Federico Cafiero De Raho in einer auf 

gesamtstaatlicher Ebene erscheinenden Tageszeitung Folgendes erklärt: „Es besteht die Gefahr, 

dass die Mafia, und im Allgemeinen, die kriminellen Organisationen, diese Krise für ihre Zwecke 

nutzen, und zwar „sowohl während der Krise und auch nach der Krise“ („Coronavirus. De Raho: 
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Nachverfolgung der Geldmittel für die Unternehmen zwecks Bannung der Gefahr von 

Einflussnahmen“- erschienen in La Stampa, 12. April 2020, Seite 7). 

Am 13. April 2020 hat Staatsanwalt Nicola Grattieri mit Bezug auf die Notwendigkeit einer 

Beschleunigung der Verfahren die Situation bezüglich einer Einmischung von Seiten der Mafia wie 

folgt zusammengefasst: „Eile ist geboten, doch besteht die Gefahr, dass die Gelder in die Hände 

der Mafia geraten“. (Coronavirus. Gratteri im Interview Sky TV24 „Es besteht die Gefahr, dass die 

Hilfen in die Hände der Mafia geraten, es braucht mehr Kontrollen“ – Internetseite Sky TV24 vom 

13. April 2020). 

In einem mit 10. April 2020 datierten Dokument, das dann in einen Beschluss des Rates Eingang 

gefunden hat, hat sich auch die Sonderkommission Antimafia, Antikorruption, Transparenz und 

Legalität, ein beim Regionalrat der Region Lombardei angesiedeltes Gremium mit 

Überwachungsfunktion und der Befugnis, Maßnahmen zur Bekämpfung der Tätigkeiten der 

kriminellen Vereinigungen in der Lombardei vorzuschlagen, besorgt darüber geäußert, dass 

angesichts der derzeitigen Situation eine große Gefahr des Eindringens des organisierten 

Verbrechens in das Wirtschaftsgeschehen besteht. Aus diesem Grund hat sie einen 10 Punkte 

umfassenden Katalog erstellt, in dem Maßnahmen und Strategien angeführt werden, damit die 

Mafia sich nicht in der gesunden Wirtschaft ausbreitet. Dabei wird die Überwachungstätigkeit als 

grundlegend angesehen, und dies auch auf örtlicher Ebene. Punkt 1 des oben genannten Dokuments 

führt Folgendes aus: „Kontinuität der Tätigkeit des ORAC - Regionales Organ für die 

Kontrolltätigkeit - im Rahmen der Befugnisse laut Regionalgesetz Nr. 13 vom 28. September 2018 

(Einsetzung des regionalen Organs für die Kontrolltätigkeit), indem die Überwachung zwecks 

Bewertung der Gefahr intensiviert wird und so eine vollständige Transparenz der öffentlichen 

Geldflüsse gewährleistet wird, einschließlich der Geldmittel, die von Schenkungen laut Artikel 3 des 

Regionalgesetzes Nr. 4 vom 31. März 2020 herrühren (Aufschub der von regionalen Gesetzen und 

Verordnungen vorgesehenen Fristen und dringende Bestimmungen auf dem Sachgebiet der 

Buchhaltung und des Agrotourismus angesichts der durch COVID-19 verursachten Notlage)“. 

Am 1. Juli 2020 hat der Direktor der UIF - Unità di Informazione Finanziaria per l‘Italia - zentrale 

Meldestelle Italiens, sprich die Einheit zur Bekämpfung der Geldwäsche der Italienischen 

Notenbank - Claudio Clemente anlässlich der Pressekonferenz zur Vorstellung des Jahresberichts 

Folgendes festgehalten: „Bei der Meldestelle sind zwischen Ende Februar und Mitte Juni 2020 350 

Hinweise zu verdächtigen, mit der Notlage im Zusammenhang stehenden Operationen eingegangen, 

zu denen noch jene hinzugerechnet werden müssen, die sich aufgrund des Austauschs mit anderen 

ausländischen Einheiten zur Bekämpfung der Geldwäsche ergeben haben. Die Krise – fügt er hinzu 

– hat abnormale Geldbewegungen angekurbelt, die in einigen Fällen eine mögliche kriminelle 
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Beteiligung oder Formen von Wucher nahe legen, wobei diese – angesichts der eingeschränkten 

Bewegungsfreiheit – auch online abgewickelt werden(..) Die Liquiditätskrise, in der sich die 

Unternehmen befinden, ist ausschlaggebend dafür, dass sie zur leichten Beute für den 

Eigentumserwerb oder die Kontrollübernahme von Seiten des organisierten Verbrechens werden, 

welches über umfassende, aus illegalen Tätigkeiten stammende Geldmittel verfügt. Neben den 

Familien sind vor allem die Betriebe durch Wucherdarlehen gefährdet, was sodann angesichts der 

Schwierigkeit einer Rückzahlung in einer Übernahme der Tätigkeit endet.“ (Bargeld, Alarm der 

Einheit zur Bekämpfung der Geldwäsche der Italienischen Notenbank. „Mehr Kontrollen, um die 

Verfügbarkeiten der Kriminalität abzufangen“- ilfattoquotidiano.it, 1. Juli 2020. 

Am 2. Juli 2020 ist im Parlament der Jahresbericht über die von der Antikorruptionsbehörde 

(ANAC) ausgeübte Tätigkeit vorgestellt worden. Der erste, der im Bericht hervorgehobenen Punkte 

war die Präsenz, sehr oft verschleiert und gut versteckt, des Phänomens der Korruption, das – wie 

der derzeitig amtierende Präsident der ANAS Francesco Merloni betont hat „sehr verstreut und 

vielseitig ist und fast alle Teile des Landes betrifft. Das Ausmaß des Bestechungsgeldes ist oftmals 

sehr niedrig und nimmt mehr und mehr andere Formen als die klassische Geldübergabe an, wie 

beispielsweise die Anstellung von Freunden und Verwandten.“ Laut Ansicht des Präsidenten der 

ANAC löst nicht nur die Korruption an und für sich Sorge aus, sondern auch die Tatsache, wie 

darauf reagiert wird, da “oftmals die Versetzung des infolge von Korruption in Straf- oder 

Disziplinarverfahren verwickelten Bediensteten nicht auf Initiative der Verwaltung erfolgt, sondern 

erst nach einem Einschreiten der ANAC“ (Korruption: Der Bericht der ANASC: „In der 

öffentlichen Verwaltung Schmiergelder im Ausmaß von 50 Euro. Ermittlungen gegenüber 

Führungskräften? Diese werden erst ausgehend von unseren Hinweisen versetzt. Mafia, 

gravierende Auswirkungen durch Covid“ – Ilfattoquotidiano.it, 2. Juli 2020). 

Auch was das Phänomen der Mafia anbelangt, sind die im letzten Tätigkeitsbericht der ANAS 

angeführten Daten keinesfalls beruhigend, da die Korruption stetig zunimmt: im Jahr 2019 sind 633 

Antimafia-Verbote verhängt worden, im Vergleich dazu 573 im Jahr 2018. 

Was hingegen die Fälle von „Whistleblowing“ anbelangt, über die in einigen Zeitungsartikeln 

berichtet wird, sind die von der ANAC gelieferten Angaben über die öffentlichen Bediensteten, 

welche Rechtswidrigkeiten am Arbeitsplatz gemeldet haben, schlichtweg besorgniserregend: 125 

Fälle im Jahr 2015, 183 im Jahr 2016, 364 im Jahr 2017, 783 im Jahr 2018, 873 im Jahr 2019. In 

fünf Jahren ist ein Anstieg zu verzeichnen, der bestürzt macht: nämlich eine Zunahme von fast 700 

Prozent (Korruption. Der Bericht der ANAC: In der öffentlichen Verwaltung Schmiergelder im 

Ausmaß von 50 Euro. Ermittlungen gegenüber Führungskräften? Diese werden erst ausgehend von 
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unseren Hinweisen versetzt. Mafai, gravierende Auswirkungen durch Covid.“ – Ilfattoquotidiano.it, 

2. Juli 2020). 

Hinsichtlich der Gefahr der kriminellen Einflussnahme im Bereich der Wirtschaft haben sich auch 

Nachbarregionen der Region Trentino-Südtirol besorgt geäußert. So hat beispielsweise der 

Koordinator der regionalen Antimafiabeobachtungsstelle von Friaul-Julisch-Venetien, Michele 

Penta, in einem vom Präsidenten des Regionalrates von Friaul, Piero Mauro Zanin, angeregten 

Bericht am 2. Mai 2020 Folgendes hervorgehoben: „Ein Großteil der wichtigsten, von den 

Ordnungshütern durchgeführten Operationen haben sich aufgrund von Untersuchen ergeben, die 

im Veneto durchgeführt worden sind und die in einem zweiten Moment Personen betrafen, die in 

der Region wohnhaft oder tätig sind. ‚Ndrangheta und Camorra sind die aktivsten kriminellen 

Organisationen, doch auch die Mafia und die Sacra Corona Unita sind vertreten“ („Friaul-

Julisch-Venetien: Die Tätigkeit der aus dem Veneto kommenden Mafia nimmt zu“ – Il Nordest 

Quotidiano, 2. Mai 2020). 

Ähnliche Meldungen hat es auch in der autonomen Provinz Bozen gegeben. In einer in der lokalen 

Presse vom 3. Mai 2020 abgedruckten Erklärung hat der Präsident der Kammer der 

Wirtschaftsprüfer von Bozen Claudio Zago beispielsweise folgende Überlegung angeführt: „Zur 

Zeit hat die gesundheitliche Gefahr oberste Priorität und das ist auch richtig so. Wir kämpfen 

gegen eine bis dato einzigartige Pandemie an, und wir müssen imstande sein, die Organisation der 

Arbeit neu zu überdenken. Gleichzeitig ist es jedoch notwendig, hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit 

wachsam zu sein, denn gerade in schwierigen und von Veränderungen gekennzeichneten Zeiten 

wird das Unternehmensgefüge weitmaschiger und leichter durchdringbar. Die Kammer befolgt die 

Anweisungen der Präfekten zwecks Unterbindung des Phänomens der Preistreiberei in den 

Unternehmen. Zudem können wir auf die im Laufe der Jahre im Bereich der Geldwäsche 

gesammelten Erfahrungen zurückgreifen. Gerade deswegen kommt den gut ausgebildeten 

Fachkräften, die imstande sind, etwaige kriminelle Machenschaften aufzudecken und zu melden 

eine bedeutende Rolle zu.“ („Einflussnahme der Mafia, Zago: Seien wir wachsam“- Alto Adige, 3. 

Mai 2020); 

Leider kann die autonome Provinz Trient nicht sagen, dass sie gegen Einflussnahmen und die 

Machenschaften des organisierten Verbrechens immun ist. Am 3. Mai 2019 ist der Präsident der 

Antimafiakommission Nicola Morra zusammen mit dem damaligen Minister Riccardo Fraccaro in 

Trient mit Landeshauptmann Maurizio Fugatti zusammengetroffen, um über die Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Einflussnahme durch die organisierte Kriminalität und die Korruption zu sprechen. 

Am Rande des genannten Treffens hat der Präsident der Antimafiakommission betont, dass sich die 

Mafia, im Besonderen die ‚Nrdangheta, in den letzten Jahren im deutschsprachigen Raum 
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ausgebreitet hat und über die Brennerachse in Italien, Österreich und Deutschland agiert. Der 

Präsident der Antimafiakommission erinnerte zudem daran, dass im Trentino beispielspeise im 

Bereich des Porphyrs kriminelle Einflussnahmen nachgewiesen worden sind und dass befürchtet 

wird, dass die Mafia Appetit auf Trentiner Wirtschaftszweige, beispielsweise die Bereiche 

Fremdenverkehr und Transportwesen haben könnte. 

Der am 26. Juli 2019 vom Trentiner Landtag verabschiedete Tagesordnungsantrag Nr. 74/XVI 

"Einrichtung einer Beobachtungsstelle zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens" sah die 

Einrichtung einer Beobachtungsstelle in der Provinz Trient innerhalb 31 Dezember 2019 vor, 

technisch-organisatorische Probleme verhinderten jedoch eine konkrete Umsetzung des Antrags. 

Mit der gleichen Begründung ist sodann auch ein zu dem von der Landesregierung vorgelegten 

Gesetzentwurf Nr. 36/XVI „Begleitgesetz zum Landeshaushalt 2020“ vorgelegter Änderungsantrag 

abgelehnt worden. Mit diesem wurde der Inhalt des Gesetzentwurfes Nr. 34/XVI übernommen, der 

darauf abzielte, auf Landesebene eine Beobachtungsstelle einzurichten. Am 10. Mai 2020 hat der 

Landtag schließlich den Tagesordnungsantrag 165/XVI „Errichtung einer Beobachtungsstelle zur 

Bekämpfung des organisierten Verbrechens“ genehmigt, mit dem der Landtag der autonomen 

Provinz Trient die Landesregierung verpflichtet, „mit der Südtiroler Landesregierung Kontakt 

aufzunehmen, um die Möglichkeit der Einrichtung einer Beobachtungsstelle, auf regionaler Ebene, 

zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens und zur Stärkung einer Kultur der Legalität und der 

Rolle der Zivilgesellschaft entsprechend den im Tagesordnungsantrag Nr. 74/XVI 

festgeschriebenen Kriterien und Grundsätzen zu prüfen, um gemeinsam und entschieden im 

Rahmen der Initiativen zur Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität vorzugehen, wobei die 

zuständige ständige Kommission über das Ergebnis dieser Unterredungen informiert werden soll.“. 

Ausgehend von den im vorstehenden Absatz dargelegten Erwägungen, wird es – auch angesichts 

der letzthin erfolgten Genehmigung des Tagesordnungsantrags Nr. 165/XVI (durch den Trentiner 

Landtag) und der informellen Zusicherung von Seiten des Trentiner Landeshauptmanns und des 

Präsidenten des Regionalrates, sich dafür einzusetzen, dass die Beobachtungsstelle zur Bekämpfung 

des organisierten Verbrechens auf Regional- und nicht auf Landesebene eingerichtet werden soll – 

als angemessen angesehen, die Schritte einzuleiten, die notwendig sind, um das Verfahren für die 

Einsetzung einer Beobachtungsstelle zur Bekämpfung der Kriminalität auf regionaler Ebene zu 

beschleunigen, damit vermieden wird, dass unser Gebiet ohne ein Instrument, das der Analyse und 

Information über die Verbreitung der Korruption und zur Bekämpfung der kriminellen 

Einflussnahme im Bereich der Wirtschaft dient, dasteht. Zudem wird es als angemessen erachtet, 

dahingehend tätig zu werden, dass die Verwendung von öffentlichen Geldern zur Unterstützung von 

Unternehmen, der Arbeit und der Familien gezielt überwacht wird und um die Transparenz der von 
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der öffentlichen Verwaltung zu Bewältigung des Gesundheitsnotstands und der Wirtschaftskrise 

unternommenen Initiativen zu gewährleisten. 

All dies vorausgeschickt, 

verpflichtet der Regionalrat von Trentino-Südtirol 

den Präsidenten des Regionalrates, 

 

innerhalb von 60 Tagen ab Genehmigung dieses Tagesordnungsantrags die organisatorischen, 

rechtlichen und finanziellen Auswirkungen der Einrichtung einer beim Regionalrat anzusiedelnden 

Beobachtungsstelle für die Bekämpfung des organisierten Verbrechens und die Stärkung der Kultur 

der Legalität zwecks Förderung eines gemeinsamen und konzertierten Vorgehens mit den 

Autonomen Provinzen Trient und Bozen im Rahmen von Initiativen zur Vorbeugung und 

Bekämpfung der Kriminalität zu untersuchen. 

 

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 

Alex MARINI 

Diego NICOLINI 

 

 

 


